
Ja, da war ich dabei, das ist ja hier laut gerufen worden beim Her­
ausgehen. Hier darf ich doch noch anwesend sein, nicht? Und 
das war deutlich mitzubekommen, was ihnen vorgeworfen wor­
den ist. Und das spricht meines Erachtens für ein falsches Ver­
ständnis von Parteidisziplin. Das kannte man mal aus früherer 
Zeit, das sollte hier als überwunden gelten.

(Beifall bei der PDS)

Auf jeden Fall hat jeder Abgeordnete heute die Möglichkeit, 
selbst zu entscheiden, ob er einem solchen undemokratischen 
Wahlvertrag zustimmt oder ob er das nicht macht, ob er für 
Chancengleichheit eintritt oder ob er das nicht macht. Er hat das 
auch allein vor seinem Gewissen und vor niemandem sonst zu 
verantworten. Und ich hoffe, daß es noch genügend Abgeordne­
te gibt, die erkennen, daß hier keine Chancengleichheit im Sinne 
des Grundgesetzes gewährt wird und deshalb diesem Wahlver­
trag die Zustimmung verweigern werden.

Und ich hoffe auch, daß einige, gerade der CDU-Abgeordne- 
ten, sich an das erinnern, was sie früher einmal mit diesem Wahl­
vertrag erreichen wollten, was inzwischen gänzlich aufgegeben 
ist. Jeder hat auf jeden Fall die Möglichkeit, sich frei zu entschei­
den und kann hinterher nicht erklären, daß das unter irgendei­
ner Art Druck geschehen ist.

Wir haben gesagt, daß wir uns mit diesem Wahlrecht nicht ab-
lden werden. Ich will aber gleichzeitig hinzufügen: Sie können 

"me Hürden noch so hoch aufbauen, Sie werden uns nicht daran 
hindern, auch in einem geeinten Deutschland Politikangebote 
zu unterbreiten. Und ich bin sehr optimistisch: Einige von uns 
sehen sich wieder in diesem Deutschen Bundestag, darunter 
auch PDS-Abgeordnete.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Als nächsten Redner bitte ich von der Fraktion DSU den Abge­
ordneten Schwarz, das Wort zu nehmen.

Schwarz für die Fraktion der DSU:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ansinnen der 
DSU war und ist es, neben einer demokratischen Besetzung des 
Bundestages insbesondere auch zu erreichen, daß die Interes­
sen der Bevölkerung der DDR in einem zukünftigen gemeinsa­
men Parlament entsprechend berücksichtigt werden. Das könn­
te nur dadurch erreicht und gewährleistet werden, daß nicht nur

e etablierten großen Parteien die Chance zum Einzug in den 
'öundestag erhielten, sondern insbesondere auch die kleineren 
und jüngeren Parteien der DDR.

Jeder hier im Hause sollte erkennen, daß parteipolitische und 
wahltaktische Überlegungen im Zusammenhang jetzt nicht 
mehr angebracht sind, daß es hier jetzt nur noch eins zu tun gibt, 
nämlich bedingungslos die notwendigen Schritte zu unterneh­
men, um das Ziel der Wiedervereinigung möglichst schnell zu er­
reichen und umzusetzen.

Dem dient dieses Gesetz. Es wird daher von der DSU, wenn es 
uns auch nicht restlos glücklich macht, getragen.

Aber es müssen zu der entscheidenden Sondersitzung, der Sit­
zung vom 8. August, und zu Ihnen, Herr Gysi, ein paar Worte ge­
sagt werden, auch zu dem Zeitraum, der bis heute dazu vergan­
gen ist.

Meine Damen und Herren! Diese Sommerpause, die keine 
war, wird von vielen Abgeordneten dieses Hohen Hauses ge­
nutzt worden sein, mit den Menschen ihrer Umgebung gespro­
chen zu haben. Und da die Probleme dieses Landes überall gleich 
sind, müßten wir doch nahezu einstimmig alle wesentlichen Ent­
schlüsse fällen. Das ist aber nicht so. Und deshalb ist das Anse­
hen dieses Parlaments - Umfragen beweisen es - ganz schlecht. 
Sachliche und auch unsachliche Kritik an ihren Vertretern ha­
ben ihre Berechtigung.

Da erweist Herr Gysi mit seinen Geschäftsordnungsanträgen 
und vielem anderen dem Parlament und Gott sei Dank auch sei­
ner Partei einen schlimmen Dienst, denn man konnte nicht zur 
Sacharbeit kommen.

(Beifall bei der DSU)

Wo ich auch nachfragte: Kein Bürger verstand diesen Mann, 
diese Partei, die noch im Zustand des Zusammenbruchs endlos 
taktiert, hemmt und lähmt.

(Beifall bei der DSU)

Die Frage dieser Regierung liegt darin, daß sie mit unfähigen 
Ministern nicht die Dinge und Entscheidungen rüberbringt, die 
unsere Bürger erwarten. Die einfache und verständliche Spra­
che wird nicht angewendet. In dem voll entbrannten Wahl­
kampfstreit der Parteien, ihrem öden Hin und Her, Raus und 
Rein, Weg oder Nicht-Weg sehen sich unsere Bürger verhöhnt.

(Beifall bei der DSU)

Und wer diese Zeichen der Zeit nicht verstehen will, wer für 
das Danach plant und taktiert, der sollte seinen Hut nehmen und 
seiner Arbeit von früher nachgehen, wenn sein Betrieb nicht 
schon pleite gemacht hat.

Im Namen der Deutschen Sozialen Union sage ich: Wir hätten 
unseren Bürgern und uns viel Kummer erspart, wenn Sie da­
mals, am 17. Juni, unserem Antrag zugestimmt hätten.

(Beifall bei der DSU)

Am außenpolitischen Klima hat sich nichts Wesentliches ge­
ändert, was zumindest die 2+4-Gespräche betrifft. Mancher Be­
trieb, manche Einrichtung hätte überlebt, wenn Sie wie die DSU 
Ihren Wahlaussagen des März treu geblieben wären. Jetzt ste­
hen wir vor dem Scherbenhaufen DDR, einem Erbe der 
schlimmsten SED-Vergangenheit, das einen Vergleich mit dem 
Nationalsozialismus und seinen Folgen durchaus standhalten 
kann.

(Beifall bei der DSU, starker Widerspruch 
insbesondere bei der PDS, Zurufe von der PDS: 

Unverschämtheit, skandalös!)

Und wir ziehen Bilanz. Sehr deutlich sagten mir Bürger, die di­
rekt betroffen sind: Hört auf in Berlin!

(Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl: Ich bitte Sie,
zum Thema zu kommen, es geht hier um einen Wahlvertrag.)

Ich rede zur Wahl. Ich hätte diesen Hinweis von Ihnen schon 
mehrmals gern gehört, als Herr Gysi vorige Woche bei seinen 
Reden außerhalb dieses Themas sprach.

(Bernd Meier, PDS: Skandalös!)

Die DSU wird mit aller Konsequenz - und keiner kann uns die 
Gradlinigkeit absprechen - den Weg gehen, den wir für die Ein­
heit brauchen, den Weg der Bildung der Länder, der Gesundung 
der Umwelt, den Lohn für Fleiß und Risikobereitschaft und der 
unbedingten Wiedergutmachung der Verbrechen des SED-Re- 
gimes und seiner Opfer.

Die DSU stimmt dem Vertrag zu.

(Beifall bei der DSU)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Als nächsten Redner bitte ich von der Fraktion der F.D.P. - das 
ist die ehemalige Fraktion der Liberalen - den Abgeordneten 
Kauffmann, das Wort zu nehmen.

Kauffmann für die Fraktion der F.D.P.:

Verehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nur zu 
Ihrer Anfrage: Ich nehme nicht an - ach, Sie waren es nicht, Ent-

1357


